
Auf zwei Grundrichtungen der Arbeit der „Snanije“ sei 
hingewiesen:
— erstens auf die Leitung der Volksuniversitäten für 

Rechtskunde, die sich vor allem der juristischen 
Qualifizierung der Volksbeisitzer, der Mitglieder der 
Kameradschaftsgerichte, der Volkskontrolleure, der 
Angehörigen der freiwilligen Volksabteilungen und 
interessierter Bürger widmen (gegenwärtig bestehen 
in der UdSSR etwa 3 000 solcher Volksuniversitäten 
mit rund 500 000 Hörem)/32/;

— zweitens auf die populärwissenschaftliche Verlags­
tätigkeit. Der Verlag „Snanije“ gibt jährlich 30 bis 
35 juristische Bücher, Broschüren und andere metho­
dische Materialien heraus. In Massenauflagen er­
schienen die Broschüren „Ehe und Familie“, „Grund­
lagen der Arbeitsgesetzgebung“, ,,100 Antworten auf 
Fragen der Volksbeisitzer“, „Verhütung von Rechts­
verletzungen unter der Jugend“. Wachsende Popu­
larität hat die Schriftenreihe „Der Jugend über die 
sowjetische Gesetzgebung“ gefunden.

Probleme der weiteren Entwicklung
der Rechtserziehung und der Rechtspropaganda

Eine kritische Analyse des Standes der Rechtserziehung 
und Rechtspropaganda in der UdSSR weist auf einige 
Probleme und Mängel hin, über die gegenwärtig in der 
juristischen Fachpresse diskutiert wird:
1. Rechtserziehung und Rechtspropaganda sind kein 
Selbstzweck, „sondern ein sehr wichtiges Mittel zur 
Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit und Rechts­
ordnung, eine wirksame Waffe im Kampf gegen 
Rechtsverletzungen und gesellschaftswidrige Erschei­
nungen jeder Art“./33/ Dies ist der Maßstab für die 
Beurteilung ihrer Wirksamkeit. Es fehlt jedoch noch 
an aussagekräftigen soziologischen Untersuchungsergeb­
nissen zur Wirksamkeit der Rechtserziehung und 
Rechtspropaganda und zur zweckmäßigsten Anwendung 
ihrer vielfältigen Formen und Methoden bei den ver­
schiedenen Gruppen der Bevölkerung unter Berück-

/32/ Zur Arbeit der Volksuniversitäten vgl. Reuter, ln: Sozlali- 
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/33/ Vgl. Kapitonow, ln: Sowjetstaat und Sowjetrecht 1973, 
Heft 1, S. 16 (russ.).

sichtigung von Bildungsstand, Alter und beruflichen 
Interessen. Erste Analysen weisen aus, daß z. B. die 
Arbeiterjugend und die Landbevölkerung noch nicht 
genügend in das System der Rechtserziehung und 
Rechtspropaganda einbezogen sind.
2. Ein Problem von großer praktisdier Bedeutung be­
steht darin, in der mündlichen Propaganda, in der 
Presse, im Rundfunk und Fernsehen jede Einseitigkeit 
bei der Wahl der rechtlichen Themen zu vermeiden. 
Untersuchungen zeigten z. B., daß in der Presse haupt­
sächlich über Fragen des Strafrechts und zuwenig über 
Zivil-, Arbeits- und Familienrecht geschrieben wurde. 
Vielfach wird bei der Rechtspropaganda nicht vom 
konkreten Stand der Gesetzlichkeit im jeweiligen Be­
reich ausgegangen. Nicht alle Juristen haben bereits 
die erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen, um 
sachkundig und überzeugend vor der Bevölkerung 
rechtspropagandistisch zu wirken.
3. Obwohl die Koordinierung und methodische Leitung 
der Rechtserziehung und Rechtspropaganda durch den 
beim Ministerium der Justiz der UdSSR bestehenden 
Rat gewährleistet ist, fehlt es an einem gesamtstaat­
lichen Plan der Rechtspropaganda für einen längeren 
Zeitraum, der vom Ministerium der Justiz vorbereitet 
werden müßte. „In diesem Dokument sollten in Über­
einstimmung mit anderen staatlichen Organen, gesell­
schaftlichen Organisationen und kulturellen Verbänden 
die Hauptaufgaben und die Maßnahmen zur Erweite­
rung der Rechtspropaganda unter den Werktätigen be­
stimmt sowie die rationellste Kräfteverteilung, die 
Möglichkeiten der materiellen Sicherstellung der Pro­
paganda, die Veröffentlichung von methodischer und 
populärwissenschaftlicher Literatur, von Lehrbüchern 
und Lehrplänen usw. vorgesehen werden. Ferner sollte 
ein systematischer Austausch von Informationen über 
den Stand und die Formen der Vermittlung von 
Rechtskenntnissen in die Wege geleitet, die Durchfüh­
rung konkret-soziologischer Untersuchungen über den 
Stand und die Ursachen der Verletzungen der Gesetz­
lichkeit und der gesellschaftlichen Rechtsordnung in 
den verschiedenen Rayons und unter den verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen gewährleistet werden.“/34/

/34/ Vgl. Artobolewski, in: Sowjetstaat und Sowjetrecht 1973, 
Heft 1, S. 8 (russ.).

Rechtsprechung
Strafrecht

§ 8 Abs. 2 StGB.
Wer die ihm objektiv gebotene und für ihn subjektiv 
mögliche Bereitschaft zu einem sorgfältigen und auf­
merksamen Verhalten nicht auf bringt, um sich die ihm 
obliegenden Pflichten bewißtzumachen und sein 
Handeln danach einzurihtcn, handelt verantwortungs­
los gleichgültig gemäß § 8 Abs. 2 StGB.
OG, Urteil des Präsidiums vom 23. Mai 1973 —
I Pr - 15 - 2/73.

Das Bezirksgericht verurteilte die Angeklagte auf den 
Protest des Staatsanwalts wegen fahrlässiger Verur­
sachung eines Brandes (Vergehen nach §§ 185 Abs. 1, 188 
Abs. 1 StGB) auf Bewährung.
Auf den Kassationsantrag des Präsidenten des Ober­
sten Gerichts der DDR hat der 2. Strafsenat des Ober­
sten Gerichts das Urteil des Bezirksgerichts aufgehoben 
und die Angeklagte mit der Begründung, daß eine 
strafrechtliche Schuld nicht vorliege, freigesprochen.
In den Urteilsgründen v-lrd dazu ausgeführt, daß ver­
antwortungslos gleichgültig nur derjenige Täter han­

delt, dem die Erfüllung der ihm im konkreten Fall ob­
liegenden Pflichten objektiv und subjektiv möglich und 
dem ein pflichtgemäßes Verhalten unter Berücksichti­
gung aller sachlichen und persönlichen Verhaltensbe­
dingungen nicht unmöglich war. Bei dem Verhalten 
der Angeklagten sei jedoch davon auszugehen, daß auf 
Grund der Sachverhaltsfeststellungen ein von ihr nicht 
zu verantwortendes, persönliches Versagen vorliege, 
weil sie ihre die Rechtspflichten auslösende Handlung 
bewußtseinsmäßig nicht erfaßt habe (Reflexhandlung). 
Damit fehle ihr der für ein pflichtgemäßes Verhalten, 
also der zum Bewußtmachen der Rechtspflichten erfor­
derliche Ausgangspunkt.
Es könne auch nicht davon die Rede sein, daß ihr das 
tatsächliche Bemühen um die Bewußtmachung ihrer 
Pflichten fehlte oder daß sie ihre vorhandenen objek­
tiven und subjektiven Möglichkeiten nicht genutzt habe. 
Auch zu dem Zeitpunkt, als ihr Bedenken bezüglich des 
Unterstromsetzens des Tauchsieders kamen und sie dar­
über mit ihrer Arbeitskollegin sprach, könne ihr Ver­
halten und ihr Bemühen zum Bewußtmachen ihrer 
Rechtspflichten nicht als interessenlos, gedankenlos 
oder sorglos gewertet werden. Strafrechtliche Schuld in 
Form von verantwortungsloser Gleichgültigkeit nach § 8 
Abs. 2 StGB sei aus diesen Gründen nicht gegeben.

397


